Textliche Festsetzungen

1. Im Dorfgebiet (MD1 und MD2) sind die gem. § 5 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO
ausnahmsweise zulassigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

2.  Im Dorfgebiet (MD2) ist eine Uberschreitung der Obergrenze fiir die Bestimmung des
MaRes der baulichen Nutzung zulassig (§ 17 Abs. 2 BauNVO).

3. Je Wohngebaude (je Einzelhaus- bzw. je Doppelhaushalfte) sind maximal 2 Wohnungen
zulassig (§ 9 Abs. 1. Nr. 6 BauGB).

4. Ausnahmsweise ist eine geringfiigige Uberschreitung der Baugrenze im Siidwesten des
Grundstiicks, Flur 17, Flurstiick 40, zulassig (§ 23 Abs. 3 BauNVO).
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Vervielfaltigung fir gewerbliche
Zwecke verboten!

gemall § 5 Niedersachsisches Gesetz iber
das amtliche Vermessungswesen vom
12. Dezember 2002 (Nds. GVBI. 2003 S. 5)
ht
Die Grundlage der Grundrissdarstellung stammt aus
dem Auskunftssystem Liegenschaftskataster (ASL).
Ahweichunqen in der Lage zwischen der Grundriss-
darstellung und der Ortlichkeit sind maglich!
Es wird keine Gewahr fur die Lagerichtigkeit von Punkten,
Linien und entnommenen Koordinaten ubernommen.

Planzeichenerklarung
(BauNVO 1990, PlanzV 90 in der jeweils geltenden Fassung)

Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), §§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung (BauNVQ0))

MD Dorfgebiete (§ 5 BauNVO)

siehe textliche Festsetzung Nr. 1

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO0)

G FZ GeschoRflachenzahl

GRZ Grundflachenzahl

siehe textliche Festsetzung Nr. 2

WA Zahl der Voligeschosse, als HdchstmaR

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9Abs. 1 Nr 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

o) offene Bauweise
ED nur Einzel- und Doppelhauser zulassig
siehe textiliche Festsetzung Nr.3

Baulinie

Baugrenzen
Siehe textliche Festsetzung Nr. 4

Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Festsetzung

(§ 1 Abs. 4 BauGB, § 16 Abs. 5 BauNVO)

Nachrichtlich

sprechend zu berlcksichtigen.

Im Gebiet des Bebauungsplanes ist mit dem Auftreten
archaologischer Bodenfunde zu rechnen
(Bodendenkmale gem. § 3 Abs. 4 des Nieders.
Denkmalschutzgesetzes - NDSchG. GemaR § 10
NDSchG i.V.m. § 13 NDSchG bedirfen Erdarbeiten in
diesem Gebiet einer denkmalrechtlichen Genehmigung
der unteren Denkmalschutzbehérde (Kreis- und
Stadtarchéaologie Gifhorn), die bei
baugenehmigungspflichtigen Manahmen zusammen
mit der Baugenehmigung zu erteilen ist, bei
genehmigungsfreien Vorhaben separat beantragt
werden muss. Mit Auflagen zur Sicherung oder
vorheriger Ausgrabung muss gerechnet werden.

Das Plangebiet liegt insgesamt innerhalb der Zone Ill B des im Verfahren befindlichen Wasser-
WIIB | schutzgebietes sowie der zukinftigen Trinkwasserschutzzone Il B fir das Wasserwerk
Brackstedt / Weyhausen. Die Bestimmungen der Wasserschutzgebietsverordnung sind ent-
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Ortliche Bauvorschrift (OBV)
§ 1 — Gesetzesgrundlage und Geltungsbereich

1.1 Gesetzesgrundlage
Gesetzesgrundlage fiir die OBV ist der § 84 Abs. 3 Ziff. 1-3 Niedersichsische Bauordnung
(NBauO) i.V.m. §9 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB).

1.2 Raumlicher Geltungsbereich
Diese OBV gilt fiir das Plangebiet des Bebauungsplanes ,,Ortskern“, 5. Anderung . Die ge-
naue Begrenzung des Geltungsbereiches ist aus der Planzeichnung ersichtlich.

1.3 Sachlicher Geltungsbereich
Die Regelung der OBV setzt einen Rahmen fiir die Gestaltung baulicher MaBnahmen aller
Art wie Anbauten, Umbauten, Neubauten sowie fiir die Gestaltung der Dacher, Antennen,
AuBenfassaden, Fenster, Tiiren, Hoftreppen, Einfriedungen, Hofbefestigungen und weite-
res sowie fiir die Gestaltung und Anbringung von Werbeanlagen und Warenautomaten.

§ 2 — Allgemeine Anforderung an die Gestaltung

2.1 Alle baulichen Anlagen sind so zu gestalten, dass sie ein auf die Umgebung abgestimmtes
AuBeres erhalten. Sie miissen sich nach Bauart und Baustoff, nach MaBstab, Form und
Farbgebung, in der Dachgestaltung und der Behandlung der AuBenwandflachen dem vor-
handenen StraBen-, Orts- und Landschaftsbild einfiigen. Dies gilt fiir alle baulichen MaR-
nahmen im Sinne fiir Neubau, Modernisierung und Instandsetzung von Gebauden. Doppel-
hauser sind in einheitlicher Material- und Farbgestaltung auszufiihren.

2.2 Instandsetzungs- und ModernisierungsmafRnahmen sind so durchzufiihren, dass die ur-
spriingliche Gestaltung erhalten bleibt.

2.3 Die StraBenfluchten und Firstrichtungen der urspriinglich vorhandenen Gebéude sind bei
Neubebauung einzuhalten.

2.4 Der Zustand der straBenseitigen Hausfassade darf hinsichtlich der Gebaudeh6he und der
Gestaltung nicht verdandert werden. Vorhandene nachtréagliche Veranderungen, die das
Ortsbild wesentlich stéren, sind im Rahmen von InstandhaltungsmafRnahmen nach Még-
lichkeit auf die urspriingliche Fassadengestaltung zuriickzufiihren.

2.5 Anbauten und Nebengebéude sind dem Hauptgebaude gestalterisch anzugleichen. Sie sol-
len in gleichen oder mit dem Hauptgebaude harmonisierenden Materialien und Farben
ausgefiihrt werden. Das gilt auch fiir Vordicher und Uberdachungen, wobei Vollverglasun-
gen zu vermeiden sind.

§ 3 — Besonderheiten und bauliche Umgebung

3.1 Bau- und Naturdenkmale und andere erhaltenswerte Besonderheiten der Umgebung sind
unwiederbringliche stadtebauliche Werte. Zu den zu erhaltenden Besonderheiten zdhlen
vor allem die Gesamtanlage der Kirche St. Georg, Hofanlagen im Bereich der StraBenziige
»An der Kirche*, Brackstedter Strae“ und ,,HauptstraBe‘ rund um die Kirche und ,,Kurze
StraBe 3“.

3.2 Das noch teilweise vorhandene Natursteinpflaster in Hofraumen gehort zu den wichtigsten
Gestaltungsmerkmalen und sollte daher sorgsam erhalten bleiben.

§ 4 — Baukoérper, Firstrichtungen

4.1 Neu- und Umbauten miissen sich der benachbarten, historisch entstandenen Bebauung in
GroRe, Geschosszahl, Traufh6he, Dachgestaltung und Firstrichtung sowie in der Lage zu
offentlichen Flachen anpassen.

Eine generelle Vereinheitlichung der Bebauung ist zu vermeiden.

4.2 Bei Neubauten als Ersatz von Altbauten ist besonders das urspriingliche kleinteilige Gefii-

ge durch Gliederung, Aufnahme der alten Baufluchten und der Firstrichtung zu erhalten.

§ 5 — Déacher

5.1. Dachform, Firstrichtung und Neigung der Dacher vorhandener Gebaude sind beizubehal-
ten, sofern nicht aus zwingenden gestalterischen oder konstruktiven Griinden eine Veran-
derung erforderlich wird. Dies gilt auch bei Ersatzbauten. Bei Gebauden, die auf zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Satzung unbebauten Grundstiicken oder Grundstiickstei-



len errichtet werden, muss die Firstrichtung der im StraBenbild vorherrschenden Firstrich-
tung folgen.

5.2. Bei Neu- und Umbauten sind Satteldacher bzw. alternative Dachformen wie Walm- bzw.
Kriippelwalmdacher zuladssig. Fiir landwirtschaftliche Wirtschaftsgebaude und Hallen sind
auch Pultdicher und seitliche Uberdachungen zulissig, wenn die seitlichen Uberdachun-
gen in Dachneigung und —deckung des Haupthauses ausgefiihrt werden.

5.3. Fiir alle geneigten Dachflachen sind Dacheindeckungen aus gebranntem Ton und Beton in
den nachfolgend aufgefiihrten Farbténen der RAL Farbkarte 840 HR zulassig:

Farbreihe Rot

3000, 3002, 3011
Farbreihe Grau

7010, 7024, 7026
Farbreihe Braun

8012, 8015, 8022
Farbreihe Schwarz
9004, 9005, 9011

und deren Zwischenténe.

5.4. Dachgauben sind zu erhalten. Dachflachenfenster miissen immer kleiner als die Fassa-
denfenster sein.

§ 6 — Antennen

Die GroRe der Antennen darf nicht liber die fiir deren Gebrauch notwendige GroRe hinausge-
hen. Dieses gilt auch fiir Satellitenempfangsanlagen.

§ 7 — AuBenwinde, Fassaden

7.1 Flachenhafter Einbau von Glasbausteinen in Fassaden, die vom 6ffentlichen Raum aus
sichtbar sind, ist unzuldssig.

7.2 Die vorhandenen sichtbaren oder freigelegten Zeichen und Ornamente, Inschriften und
Schnitzwerke in Balken oder Tiirschlusssteinen sind nach den Regeln der Denkmalpflege
zu erhalten, ebenfalls charakteristische Gliederungselemente wie Gesimse, Erker oder Ver-
dachungen.

§ 8 — Fenster und sonstige Offnungen

8.1. Historisch und handwerklich wertvolle Hauseingange (Haustiiren, Toreinfahrten, Tiirge-
wande, Treppen usw.) sind originalgetreu zu erhalten.

8.2. Treppenstufen vor den Haustiiren aus Naturstein sind originalgetreu zu erhalten.

8.3. Die Fenster sind in der Regel aus Holz herzustellen. Andere Baustoffe sind zuldssig, wenn
sie sich stilgerecht in die Fassade einfiigen.

8.4. Schaufenster sind nur im Erdgeschoss gestattet. Achsen und Teilung miissen der Archi-
tektur des Gebaudes und damit der Fassadenproportion entsprechen. Durchgehende
Schaufenster sind unzuldssig. Als Rahmenmaterial ist Holz vorzugsweise zu verwenden;
bei Verwendung von Kunststoff muss die Farbgebung der Fassadengestaltung angepasst
werden.

§ 9 - Vordécher, Eingangstreppen

9.1 Uberdachungen und sonstige Vordicher aus Welltafeln und dhnlichen Materialien sind
nicht zulassig.

9.2 Historische Eingange und Treppenstufen, die im 6ffentlichen Verkehrsraum liegen und
kein wesentliches Verkehrshindernis darstellen, sollen bestehen bleiben.

§ 10 — Einfriedungen

10.1 Einfriedungen an der StraBenseite sollten aus Naturbaustoffen wie Holz, Stein oder
Hecken hergestellten werden.

10.2 Holzlattenzdaune mit oder ohne Sockel diirfen maximal 1,50 m iiber dem Bezugspunkt
hoch sein. Aus schalltechnischen Griinden ist eine Uberschreitung der maximal zu-
lassigen Hohe zulassig.

10.3 Einfriedungen aus nur Steinen (Mauerwerk) darf die Héhe von 1,00 m iiber dem Bezugs-
punkt nicht iiberschreiten.



10.4 Bezugspunkt ist die mittlere Hohe der StraBenoberkante (Fahrbahnmitte) des zugehori-
gen StraBenabschnittes.

§ 11 — StraRenbelege und Grundstiicksbefestigungen

11.1 Die noch vorhandenen gepflasterten Hofraume sollten erhalten bleiben.
11.2 Das Material fiir die Befestigung auf den Grundstiicken ist so zu wahlen, dass ein
Versickern des anfallenden Niederschlagswassers ermoglicht wird.

§ 12 - Werbeanlagen, Warenautomaten

12.1 Werbeanlagen sind gem. § 49 Abs. 1 NBauO alle 6rtlich gebundenen Einrichtungen, die
der Ankiindigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und
von allgemein zugénglichen Verkehrs- oder Griinflichen aus sichtbar sind. Hierzu zahlen
insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukasten
sowie fiir Zettel- und Bodenanschlége oder Lichtwerbung bestimmte Saulen, Tafeln und
Flachen.

12.2 Werbeanlagen sind unabhéngig von ihrer GroBe und Art (ausgenommen Abs. 3) geneh-
migungspflichtig und kdnnen zeitlich begrenzt, mit Auflagen, mit Vorbehalten des Wider-
rufs oder anderen Bestimmungen verbunden werden.

12.3 Namens- und Firmenschilder bis 0,5 m?, die auf Dauer angebracht oder aufgestellt werden
und die flach an der Wand anliegen, nicht an Erkern, Balkonen oder Gesimsen ange-
bracht werden, bediirfen nicht der Genehmigung. Auf eine einheitliche Gestaltung bei
mehreren Schildern ist zu achten.

12.4 Werbeanlagen diirfen nur unterhalb der Fensterbriistung des 1. Obergeschosses ange-
bracht werden, jedoch nicht an Briicken, Stegen und Gelandern, auf oder an Baumen und
in Vorgarten. Die Sicherheit und Ansehnlichkeit von Werbeanlagen ist stindig zu gewahr-
leisten.

12.5 Werbeanlagen mit grellem und bewegtem Licht sind unzulassig.

Die Werbeschrift (Firmenlogo) sollte weitgehend in ihrer farblichen Darstellung auf die
bauliche Umgebung abgestimmt und in seiner Materialart Ortsbild pragend sein.

12.6 Die Bestimmungen dieser Satzung gelten fiir Warenautomaten entsprechend.

12.7 Das Anbringen und Aufstellen von Schaukasten an den vom o6ffentlichen Verkehrsraum
aus sichtbaren AuBenwanden ist ausnahmsweise zuldssig, wenn die geplanten Vorrich-
tungen die architektonische Harmonie des Gebdudes nicht verletzen und sich in die bau-
liche Umgebung einfiigen.

12.8 Der Abs. 3 gilt nicht fiir Werbeanlagen, die voriibergehend (saisonal) angebracht oder

aufgestellt werden.

§ 13 - Unterhaltspflicht

Die Grundstiickseigentiimer sind verpflichtet, das duBere Erscheinungsbild der auf ihren
Grundstiicken stehenden baulichen Anlagen in einem Zustand zu erhalten, der das Ortsbild
nicht beeintrachtigt.

§ 14 — Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt nach § 80 Abs. 3 und 4 NBauO, wer vorsatzlich oder fahrlassig eine
BaumaRBnahme durchfiihrt oder durchfiihren lasst, die nicht den Anforderungen der §§ 1 bis
13 dieser OBV entspricht. Die Ordnungswidrigkeiten kénnen gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer
GeldbuBe geahndet werden.



Praambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 58 des
Niedersiachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie des § 80 Abs. 3 der
Niedersachsische Bauordnung (NBauO) hat der Rat der Gemeinde diesen Bebauungsplan,
bestehend aus der Planzeichnung, der Planzeichenerklirung sowie den ortlichen
Bauvorschriften uiber die Gestaltung, als Satzung beschlossen:

Jembke, den 28.07.2021

L.S.
Gez. Ziegenbein
Biirgermeisterin

Planunterlage

Kartengrundlage:
MaRstab: 1:1.000

Die Verwertung ist nur fiir eigene oder nichtwirtschaftliche Zwecke und die 6ffentliche
Wiedergabe gestattet (§ 5 Abs. 3, § 9 Abs. 1 Nr. 2 Niedersdchsische Gesetz iiber das
amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002 — Nieders. GVBI. 2003, Seite 5).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters (Stand vom
01/2021).

Gifhorn, den 26.07.2021
L.S.

Gez. Dipl.-Ing. J. Erdmann
Offentlich bestellter Vermessungsingenieur

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde ausgearbeitet von

Wesendorf, den 20.07.2021 C-GP
Bauleitplanung GmbH i. Abw.
Nelkenweg 9
29392 Wesendorf

Gez. Christiane Langer

Offentliche Auslegung

Ort und Dauer der 6ffentlichen Auslegung wurden am 22.03.2021 ortsiiblich bekannt
gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplans und der Begriindung haben vom 30.03.2021
bis 30.04.2021 gemal § 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich ausgelegen.

Jembke, den 28.07.2021

Gez. Ziegenbein
Biirgermeisterin



Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Priifung der Stellungnahmen geman
§ 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 23.06.2021 als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB)
sowie die Begriindung beschlossen.

Jembke, den 28.07.2021

Gez. Ziegenbein
Biurgermeisterin

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan ist gemaR § 10 Abs. 3 BauGB am 30.07.2021 im Amtsblatt Nr. 9 fiir
den Landkreis Gifhorn bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am
30.07.2021 in Kraft getreten.

Jembke, den 05.08.2021

Gez. Ziegenbein

Biirgermeisterin

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans ist die Verletzung von
Vorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplans nicht geltend gemacht

worden.

Jembke, den

Birgermeister/in



Begrundung

zum Bebauungsplan ,,Ortskern® mit ortlicher Bauvorschrift ((")BV),
5. Anderung in der Gemeinde Jembke

- beschleunigtes Verfahren gemal § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) -
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1. Allgemeines

1.01 Planungsanlass

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes ,Ortskern® mit oBv, rechtskraftig seit 29.12.2006, wur-
de die Erhaltung des Orts- und Landschaftsbildes besonders bericksichtigt. Bedingt durch
veranderte Nutzungsanforderungen musste der Bebauungsplan in der Vergangenheit jedoch
durch mehrere Teilanderungen, in verschiedenen Teilbereichen, modifiziert werden.

Nun plant der Eigentimer nach Aufgabe seiner Hofstelle die Umgestaltung in eine Wohnan-
lage . Mit der Planung wird die Moglichkeit eréffnet, Wohnraum fur in der Gemeinde dingend
bendtigte Mietwohnungen zu schaffen. Dagegen sprechen jedoch die in dem rechtskraftigen
Bebauungsplan ,Ortskern“ mit OBV getroffenen Festsetzungen zur Art und zum MaR der
baulichen Nutzung, zur Bauweise, zu Baugrenzen und Baulinien.

Eine Vorprifung des Vorhabens hat ergeben, dass die notwendigen Abweichungen vom Be-
bauungsplan, auch durch Befreiung von den Festsetzungen, nicht genehmigungsfahig sind.

Zur Umsetzung der Planung werden die seinerzeit getroffenen Festsetzungen durch die An-
derung des Bebauungsplans an die veranderten Bedingungen angepasst. Das seinerzeit an-
gestrebte Leitbild zur Erhaltung des ortsbildpragenden Charakters bleibt jedoch grundsatz-
lich dadurch erhalten, dass alle librigen im Bebauungsplan ,Ortskern“ mit OBV getroffenen
Festsetzungen fir den Bereich der 5. Anderung libernommen werden.

Der Bebauungsplan soll eine nachhaltige stddtebauliche Entwicklung gewahrleisten und
dazu beitragen, dass eine menschenwirdige Umwelt gesichert wird und die natirlichen Le-
bensgrundlagen geschitzt und entwickelt sowie der Klimaschutz und die Klimaanpassung
gefordert werden. Hierzu soll die stadtebauliche Entwicklung vorrangig durch Malinahmen
der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 Baugesetzbuch — BauGB).

Um den vorgenannten Gesichtspunkten gerecht werden zu kdénnen, andert die Gemeinde
den Bebauungsplan.

Somit kommt die Gemeinde ihrer gesetzlichen Verpflichtung aus den Vorgaben des Bauge-
setzbuches nach, Bauleitplane aufzustellen, sobald und soweit es flr die stadtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB - Planungserfordernis).

Der Bebauungsplan ,Ortskern“ mit OBV, 5. Anderung wird im beschleunigten Verfahren
gem. § 13 a BauGB (zuletzt gedndert durch Gesetz vom 08.08.20 — BGBI. | S. 1728), aufge-
stellt. Eine Umweltprufung ist nicht erforderlich.

Das gewahlte Verfahren ist aus folgenden Griinden zulassig:

e Durch die Ausweitung der bisher zulassigen GRZ von 0,4 auf 0,6 ergibt sich fir die
neuen Bauflachen eine Grundflache von ca. 650 m? . Die Grundflache liegt damit
deutlich unter der maximal zulassigen Obergrenze von 20.000 m?;

o eine Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz
Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung liegt nicht vor, das das Vorhaben nicht in die
in Anlage 1 — Liste der UVP-pflichtigen Vorhaben — des UVP-Gesetzes fallt.

1.02 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Im wirksamen Flachennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) der Samtgemeinde Bolde-
cker Land sind in dem Bereich, der im Bebauungsplan ein Dorfgebiet (MD - § 5 BauNVO) er-
fasst, gemischte Bauflachen (M - § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO) dargestellt. Damit ist sicher ge-



stellt, dass die Gemeinde bei der Aufstellung des verbindlichen Bauleitplanes (Bebauungs-
plan) das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB einhalt.

1.03 Beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB

Zur zeitnahen Schaffung von Baurechten in bestehenden Siedlungsbereichen hat der Ge-
setzgeber durch die Gesetzesnovelle vom 01.01.2007, i.d. z.Zt. geltenden Fassung, den Ge-
meinden das beschleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB zur Aufstellung, Anderung oder
Erganzung von Bauleitplanen an die Hand gegeben. Das beschleunigte Verfahren kann bei
Bebauungsplanen angewendet werden, deren stadtebauliche Zielsetzung in der Wiedernutz-
barmachung von Flachen, einer Nachverdichtung oder anderen Malinahmen der Innenent-
wicklung besteht. Sein Geltungsbereich muss iberwiegend Bereiche erfassen, die

e im Zusammenhang des bebauten Ortsteils i.S.d. § 34 BauGB liegen,;

e brachgefallene Flachen innerhalb des Siedlungsbereichs erfassen;

¢ innerhalb eines B-Plans im Siedlungsbereich liegen.

Eine weitere Voraussetzung fir die Anwendung ist,

o dass die im Bebauungsplan festgesetzte Grundflache eine Grofie von 20.000 m?
nicht Gberschreitet, wobei die Grundflache mehrerer Bebauungsplane, die in einem
engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mit-
zurechnen sind, oder

o dass die im Bebauungsplan festgesetzte Grundflache 20.000 m? bis weniger als
70.000 m? grofd sein kann, wenn auf Grundlage einer Vorprufung des Einzelfalls zu
erwarten ist, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine Umweltauswirkungen
hat.

Stadtebauliche Zielsetzung der vorliegenden Planung ist eine Nachverdichtung innerhalb des
Bebauungsplanes ,Ortskern“ mit OBV, 5. Anderung durch die Schaffung von Bebauungs-
mdglichkeiten. Durch diese Nachverdichtung wird dem Ziel einer nachhaltigen stadtebauli-
chen Entwicklung entsprochen.

Die Gesamtflache des Plangebietes betragt ca. 0,7 ha. Durch die Erweiterung der bisher zu-
l&ssigen GRZ von 0,4 auf 0,6 in einem Teilbereich des Bebauungsplanes entstehen anteil-
mafig neue Bauflachen mit einer Grundflache von rd. 650 m2.

In einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang zu bertcksichtigende,
durch Bebauungsplane festgesetzte Grundflachen, gibt es nicht.

Bei der Planungsabsicht handelt es sich weder um ein UVP-pflichtiges Vorhaben noch sind
europaische Vogelschutzgebiete oder FFH Gebiete betroffen.

Sowohl die Erforderlichkeit eines Ausgleichsnachweises im Sinne der Eingriffsregelung nach

dem Bundesnaturschutzgesetz als auch die Erstellung eines Umweltberichtes gem. § 2 a
BauGB entfallt bei Planen nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB.

1.04 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Planénderung ist aus dem vorliegenden Bebauungsplan zu entneh-
men.

1.05 Rechtsgrundlagen

Der Bebauungsplan enthalt die rechtsverbindlichen Festsetzungen, die zur Durchsetzung der
stadtebaulichen Ordnung innerhalb seines Geltungsbereiches erforderlich sind. Dem Bebau-



ungsplan liegen die Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) und der dazu ergangenen
Rechtsvorschriften — Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung (PlanZV)
— zugrunde.

1.06 AuRere Einfliisse auf das Plangebiet

Landwirtschaft

Der Ort ist teilweise gepragt durch landwirtschaftliche Nutzungen.

Die zu einer ordnungsgemafRen Landwirtschaft erforderlichen BewirtschaftungsmaRnahmen
und die daraus resultierenden unvermeidlichen Immissionen, z.B. durch Geruche, Larm
landwirtschaftlicher Maschinen (hierzu gehéren auch Beregnungsbrunnen), Staub u.a. auf-
grund des planerischen Gebotes der gegenseitigen Ricksichtnahme sind hinzunehmen. Das
gilt auch fir ehemalige landwirtschaftliche Hofstellen, die in Zukunft wieder landwirtschaftlich
genutzt werden kdnnten.

Die Grundstlcke sind aufgrund der vorhandenen Nachbarschaft zu landwirtschaftlich genutz-
ten Flachen vorbelastet. Daraus ergibt sich ein verminderter Schutzanspruch, der sich somit
auf das ortsubliche und tolerante Mal} beschrankt.

2. Planinhalte
2.01 ErschlieBung

Die verkehrliche Anbindung an das oértliche Verkehrsnetz erfolgt Gber die vorhandene Er-
schlieBungsstralte Hauptstralle — B 248. Die Einbindung in das 6ffentliche Verkehrsnetz ist
damit gewahrleistet.

Notwendige Stellplatze nach der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO) haben die Bau-
herren auf ihren Grundstlcken nachzuweisen.

2.02 Bauliche und sonstige Nutzung

In einem Teilbereich des Plangebietes soll die Méglichkeit zur Errichtung einer Wohnanlage
eroffnet werden. Um die hierflr erforderliche Flacheninanspruchnahme gewahrleisten zu
kénnen, wird eine ll-geschossige, offene Bauweise, eine Geschol¥flachenzahl - GFZ von 1,2
und eine Grundflachenzahl - GRZ von 0,6 festgesetzt.

Ansonsten werden die vorhandenen Regelungen des rechtskraftigen Bebauungsplanes ent-
sprechend Ubernommen.

Die festgesetzte GRZ 0,6 entspricht dem maximal zuldssigen Wert des § 17 Abs. 1 BauNVO.
Zur Unterbringung der baurechtlich notwendigen Stellplatze, Zuwegungen, Terrassen etc.
darf die GRZ um 50 % uberschritten werden, jedoch héchstens bis zu einer GRZ von 0,8.
Die BauNVO lasst davon eine abweichende Bestimmung zu (§ 19 Abs. 4 BauNVO). Davon
macht der Bebauungsplan Gebrauch.

Die Zulassigkeit dieser ,abweichenden Bauweise” ist auch durch die nutzungshistorische
Entwicklung begrindet. Das Grundstuck ist fast vollstandig durch Gebaude, Nebenanlagen
und Hofflachen versiegelt. Unberihrte Bodenstrukturen sind nur geringfligig vorhandenen.
Die Uberschreitung der GRZ hat keine oder nur geringfiigige Auswirkungen auf die natirli-
che Funktion des Bodens.



Durch die Anderung der BauNVO mit Art. 2, Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung in
den Stadten und Gemeinden und zur Fortentwicklung des Stadtebaus vom 11.06.2013
(BGBI. | S. 1548) i.d. z.Zt. geltenden Fassung, wurde mehr Spielraum fir eine verdichtete
Bebauung eroéffnet.

Im Interesse der Innenentwicklung kdnnen die Gemeinden bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplanen von den Obergrenzen fir die Bestimmung des Males der baulichen Nutzung (§
17 Abs. 1 BauNVO) ,aus stadtebaulichen Griinden® abweichen. Der Nachweis einer ,beson-
deren stadtebaulichen Ausnahmesituation, die diese Uberschreitung ,erfordert‘, muss nicht
mehr erfolgen. Fir das Uberschreiten der Obergrenzen des MaRes der baulichen Nutzung
nach § 17 Abs. 2 BauNVO sind die folgenden Voraussetzungen erforderlich:

1. Stadtebauliche Griinde zur Uberschreitung missen vorhanden sein

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage mit einer verdichteten
Bebauung. Es wird eine Wohnungsdichte angestrebt, die zur Belebung des Ortes beitragt
und dem Erfordernis nach Mietwohnungen gerecht wird. Die gewahlte Lage der geplanten
Bebauung ermdoglicht eine gute Besonnung und Belichtung der Wohnungen. Die Orientie-
rung der Wohnungen zum ,Innenhof* ermoglicht einen hohen Wohnwert.

Durch die Beseitigung bestehender baulicher Anlagen und der Wiedernutzbarmachung der
Flachen besteht die Moglichkeit einer ,Nachverdichtung® auf bereits bebauten Flachen. Da-
mit wird der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 2 BauGB entsprochen.

Durch eine hohe Wohnungsdichte wird der Siedlungsdruck auf die, in der Gemeinde Jembke
noch vorhandenen, unbesiedelten Flachen verringert, wodurch aufwendige ,NeuerschlielRun-
gen“ mit hohen Infrastrukturkosten und mit negativen okologischen Auswirkungen, vermie-
den werden.

2. Die Uberschreitung ist durch Umstdnde auszugleichen oder durch MaRnahmen,
durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrachtigt werden

Das Vorhaben befindet sich im historisch gewachsenen Ortskern. Fir die Bewohner beste-

hen vielfaltige Moglichkeiten zu sozialen Kontakten, die zur Wohnqualitat beitragen. Dazu

dient auch die attraktive Infrastruktur.

Alle Wohnungen besitzen einen wohnungsnahen Freiraum, in Form eines Balkons oder einer

Terrasse. Diese Freirdume sind dem immissionsgeschutzten Innenhofbereich zugeordnet.

Diese MalRnahmen stellen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-

verhaltnisse sicher.

3. Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt mUssen vermieden werden.

Das Grundstiick ist fast vollstandig durch Bestandsgebaude, Nebenanlagen und Zuwegun-
gen versiegelt. Nachteilige Auswirkungen auf die natlrlichen Bodenfunktionen sind durch die
geplante Bebauung nicht zu erwarten. Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind nicht
erkennbar.

Die Gemeinde ist der Auffassung, dass durch die von ihr vorgesehenen Planinhalte die pla-

nerische Zielsetzung realisiert werden kann. Angrenzende, bereits vorhandene Bebauung
wird durch die Neubebauung nicht beeintrachtigt.

2.03 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Oberflachenwasser,
Loschwasser, Energie und Gas, Abfallentsorgung, Kommunikationstechnik) erfolgt durch



durch den Eigentimer / Vorhabentrager in Abstimmung mit den jeweiligen Ver- und Entsor-
gungstragern auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke.

Fir die Abfallbeseitigung ist die Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Gifhorn in der je-
weils gultigen Fassung zu beachten (Anschluss- und Benutzungszwang).

Die Nutzer der Grundstiicke im Plangebiet haben an den Abfuhrtagen (spatestens bis 6.00
Uhr) ihre Mullbehalter im Bereich der 6ffentlichen Verkehrsflachen, wo Schwerlastfahrzeuge
der Mullabfuhr ungehindert an- und abfahren kénnen (unter Berucksichtigung eines 3-achsi-
gen Miillfahrzeugs) bereitzustellen. Nach Entleerung der Mullbehalter sind die Millgefale
wieder auf die Grundstlicke zurlickzubringen. Die Nutzer der Grundstlicke, deren Grund-
sticke nicht direkt von den Schwerlastfahrzeugen der Mullabfuhr angefahren werden kon-
nen, haben ihre Millbehalter dort bereitzustellen, wo die Schwerlastfahrzeuge der Mullabfuhr
ungehindert an- und abfahren kénnen. Ggf. sind Standplatze fir die Mullbehalter oder —sa-
cke einzurichten.

Neben der abhangigen Ldschwasserversorgung gehort auch eine unabhangige Loschwas-
serversorgung (z.B. Léschwasserbrunnen).

Zum Grundschutz hat die Loschwasserbereitstellung, entsprechend den Grundsatzen des
DVGW Arbeitsblatt 405, flir das geplante Dorfgebiet im Bereich der eingeschossigen Bau-
weise mit min. 48 m?%h flir zwei Stunden und im Bereich der zweigeschossigen Bauweise mit
mind. 96 m?%h fur zwei Stunden als Léschwassergrundsicherung durch die Gemeinde zu er-
folgen. Kann der Bedarf nicht durch die 6ffentliche Wasserversorgung (Hydrantennetz) oder
unerschopfliche Wasserquellen zur Verfiigung gestellt werden, ist der Léschwasserbedarf
Uber unabhangige Léschwasserentnahmestellen (z.B. Léschwasserbrunnen, Léschwasser-
teiche, etc.) sicherzustellen. Die Wasserentnahmestellen diirfen nicht weiter als 300 m vom
jeweiligen Objekt entfernt sein. Die erste Léschwasserentnahmestelle sollte nicht weiter als
weiter als 75 m Lauflinie vom den entsprechenden Gebauden entfernt sein. Der tatsachliche
Léschwasserbedarf und die Lage der Loschwasserentnahmestellen sind mit dem Gemeinde-
brandmeister festzulegen.

Werden gréRere Objekte angesiedelt (z.B. Alten- und Pflegeheime) ist zum vorhandenen
Grundschutz zusétzlich Léschwasser fir den Objektschutz erforderlich. Die erforderliche
Léschwassermenge fir den Objektschutz richtet sich nach der Art und der Grolke des Objek-
tes.

Liegen Gebaude mehr als 50 m von der &ffentlichen Verkehrsflache entfernt oder liegt die
oberste Wandéffnung oder sonstige Stellen die zum Anleitern bestimmt sind mehr als 8 m
Uber der Gelandeoberflache, sind befestigte Zu - und Durchfahrten erforderlich und entspre-
chende Wendemdglichkeiten (Wendehammer) flir Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast
von bis zu 10 t und einem zulassigen Gesamtgewicht bis zu 16 t vorzusehen (§ 1 DVO-
NBauO).

Hinweise:

Zu allen Grundstlicken und Gebduden sollte eine Zufahrt fir Feuerwehr- und Rettungsfahr-
zeuge in einer Breite von mindestens 3,00 m vorgesehen werden (§ 4 NBauO in Verbindung
mit §§ 1 und 2 DVO-NBauO und der Richtlinie Gber Flachen flr die Feuerwehr).

Sollten Baumpflanzungen im 6ffentlichen StralRenbereich vorgesehen werden, ist die Einhal-
tung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 u. ATV-H 162 ,Baumstandorte und un-
terirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ zu beachten. Dieser Hinweis hat auch Giiltigkeit
fur Baumpflanzungen auf privaten Grundstiicken, sofern diese im Trassenbereich von zu
verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen liegen.



2.04 Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

Der Bebauungsplan wird gem. § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt (s.
Pkt. 1.03), somit wird auf den Umweltbericht gem. § 2 a BauGB verzichtet.

Durch bauliche Anlagen gepragte Biotope brauchen daher im Folgenden nicht weiter be-
trachtet werden, auch da bei ihnen Veranderungen in aller Regel nicht unter den Eingriffstat-
bestand nach dem BNatSchG fallen.

Da die in § 1 a Abs. 2 BauGB genannten umweltschitzenden Belange in die Abwagung ein-
zustellen sind, wird nachfolgend eine Beschreibung der relevanten umweltbezogenen Belan-
ge vorgenommen.

o Schutzgebiete

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem nach Naturschutzrecht (insbesondere §§ 22 — 30
Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG) geschiitzten Bereich noch grenzt ein solcher direkt
an. Biotope, die dem unmittelbaren gesetzlichen Schutz unterliegen, sind innerhalb des Plan-
gebietes nicht vorhanden.

e Wasser

Das Schutzgut Wasser ist im Bereich des Plangebietes nicht frei von Vorbelastungen. Das
hydraulische System ist infolge Oberflachenversiegelung, Entwasserung und andere Einflls-
se. nachhaltig verandert.

e Boden und Geologie

Durch Oberflachenversiegelung und Uberbauung sowie sonstigen Bodenab- und Auftrag ist
der Boden auf bebauten Grundstlicken nachhaltig verandert; in der Regel ist eine vollstandi-
ge Zerstoérung des Bodentyps anzunehmen. Im Bereich der gartnerisch genutzten Teilberei-
che kénnen nutzungsbedingte Bodenveranderungen gleichfalls nicht ausgeschlossen wer-
den; der Bodentyp durfte auf diesen Flachen einem Hortosol nahe stehen.

Angaben Uber erhebliche Bodenbelastungen liegen flr den betrachteten Bereich nicht vor.
Das Planungsgebiet oder unmittelbar angrenzende Bereiche sind nicht als Verdachtsflache
fur Altablagerungen eingestuft. Schutzwirdige Geotope sind nicht vorhanden.

e Landschaftsbild

Das betrachtete Gebiet weist in allen Teilen eine deutliche anthropogene Uberformung auf.
Naturliche Landschaftselemente fehlen véllig. Die natlrlicherweise geringe landschaftliche
Vielfalt ist durch bestehende Nutzungen reduziert.

Erlebbare natirliche oder naturnahe Auspragungen von Natur und Landschaft finden sich im
Planungsgebiet nicht; die Naturlichkeit ist sehr stark herabgesetzt. Eine historische Kontinui-
tat in der Landschaftsentwicklung ist im betrachteten Landschaftsausschnitt nicht erkennbar;
ein vielfaltiger Wechsel jahreszeitlicher Aspekte wird kaum augenfallig.

e Artenschutzrelevante Pflanzenarten

Entsprechend der Nutzungssituation zeigt sich das Plangebiet als floristisch verarmt. Fla-
chen mit naturlich aufkommendem Bewuchs sind nur noch in geringer Zahl und Ausdehnung
vorhanden, weisen z.T. merkliche anthropogene Stérungen auf.

Bestande gesetzlich geschitzter bzw. landesweit bestandsbedrohter Farn- und Blitenpflan-
zen sind vor allem wegen der vorhandenen Nutzungssituation wenig wahrscheinlich.



. Artenschutzrelevante Tierarten

Da eine systematische Untersuchung der Gebietsfauna nicht erfolgt ist, kdnnen die nachste-
henden Ausflihrungen nur einen groben Anhalt tber die Bedeutung des Plangebietes fiir sol-
che Tierarten haben, die dem gesetzlichen Artenschutz unterliegen.

Konkrete Nachweise gesetzlich geschutzter Tierarten einschlieBlich ihrer dauerhaft genutz-
ten Lebensstatten liegen aus dem Plangebiet nicht vor. Das Lebensraumpotential ist ent-
sprechend der Biotopausstattung und Nutzungssituation insgesamt als wenig giinstig einzu-
stufen, speziell fir Arten mit hoheren Anspriichen an ihr Habitat.

e Eingriff in Natur und Landschaft - Ausgleich

Das als Geltungsbereich flir den Bebauungsplan abgegrenzte Gebiet befindet sich nicht in
einem nach Naturschutzrecht (insbesondere §§ 22 — 30 BNatSchG) geschutzten Bereich.
Biotope, die dem unmittelbaren gesetzlichen Schutz (§ 30 BNatSchG, § 22 NAGBNatSchG)
unterliegen, sind im Planungsgebiet nicht vorhanden.

Das Plangebiet ist bereits teilweise mit Gebauden und den dazugehérenden Nebenanlagen
bebaut. Durch die vorliegende Planung kénnen auf bisher ungenutzten Flachen in geringem
Umfang weitere Versiegelungen erfolgen.

Gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB entfallt im vorliegenden Fall (Bebauungsplan der Innenent-
wicklung) die Erforderlichkeit eines Ausgleichs im Sinne der Eingriffsregelung nach dem
Bundesnaturschutzgesetz (vgl. § 1 a Abs. 3 Satz 4 BauGB).

Die Eingriffsregelung ist bei Vorhaben unter 20.000 m? Grundflache auch bei objektiv vorlie-
genden Eingriffen in Natur und Landschaft nicht anzuwenden.

2.05 Altlasten

Es sind keine Altlasten aufgrund der bisherigen Nutzung im kiinftigen Plangebiet bekannt.
Aulerdem ist nicht bekannt, dass in der Nahe des Plangebietes Altlasten vorhanden sind,
die sich negativ auf die Nutzung dieses Baugebietes auswirken kénnen.

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfauste, Minen etc.) gefunden werden,
sind die zustandige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beim Landesamt flir Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, Regionaldi-
rektion Hannover, umgehend zu benachrichtigen.

2.06 Kreisarchaologie

In dem Planbereich ist mit dem Auftreten archaologischer Bodenfunde zu rechnen (Boden-
denkmale gem. § 3 Abs. 4 des Niedersachsischen Denkmalschutzgesetzes — NDSchG) Ge-
maR § 10 NDSchG i.V.m. § 13 NDSchG bedurfen Erdarbeiten in diesem Gebiet einer denk-
malrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehdrde (Kreis- und Stadtarchdolo-
gie, die bei baugenehmigungspflichtigen Mallnahmen zusammen mit der Baugenehmigung
zu erteilen ist, bei genehmigungsfreien Vorhaben separat beantragt werden muss. Mit Auf-
lagen zur Sicherung oder vorheriger Ausgrabung muss gerechnet werden. .

Es wird empfohlen, bei Planungen frihzeitig mit der unteren Denkmalschutzbehdrde Kontakt
aufzunehmen, um das weitere Vorgehen abzusprechen.



3.  Ortliche Bauvorschriften

Zur Wahrung des Gebietscharakters werden die mit dem Bebauungsplan ,Ortskern, 1. An-
derung erlassenen értlichen Bauvorschriften fiir den mit der 5. Anderung des Bebauungspla-
nes erfassten Plangeltungsbereich ibernommen.

Erganzt werden die ortlichen Bauvorschriften bezliglich der Hohe der Einfriedungen. Begrin-
det wird die Uberschreitung der bisher zuldssigen Héhe von max. 1,50 m damit, dass diese
durch die Errichtung einer Schallschutzmallinahme erforderlich ist.

Eine Aktualisierung der Ordnungswidrigkeiten begriindet sich aus der aktuellen Rechtslage
der NBauO.

4. Nachrichtliche Ubernahmen

Das Plangebiet liegt insgesamt im Einzugsgebiet der Wasserfassungen des Wasserwerkes
Weyhausen — Brackstedt und entsprechend des Antrages der Stadtwerke Wolfsburg in der
zuklnftigen Trinkwasserschutzzone 111 A/llIB.

Mit Festsetzung der Schutzzonen bzw. mit dem Erlass der Schutzzonenverordnung sind be-
stimmte Handlungen oder MaRnahmen nur noch beschrankt zuldssig oder sogar verboten.
Anhaltspunkt hierfir ist die Musterschutzzonenverordnung vom 15.10.1993.

Beim Bau von Abwasserleitungen ist das ATV-Arbeitsblatt A 142 vom 11.10. 1992 sowie das
Merkblatt ATV-M 146 — Ausfiihrungsbeispiele zum o.g. Arbeitsblatt vom April 1995 — zu be-
rucksichtigen.

Beim Bau von Stral’en bzw. Park- und Standflachen ist die Richtlinie flr bautechnische Mal}-
nahmen an Strallen in Wassergewinnungsgebieten — Ausgabe 1982 — (RiStWag) in der z.Zt.
geltenden Fassung zu beriicksichtigen.

Der Bau und Gebrauch von Erdreichwarmepumpen oder Warmepumpen mit Erdsonden, de-
ren Endteufen in oder unterhalb von stockwerkstrennenden Schichten liegen und / oder de-
ren Warmetragermittel als wassergefahrdend eingestuft sind, sind nur stark eingeschrankt
zulassig.

5. Kosten und Finanzierung

Da alle mit der Realisierung des Plangebietes im Zusammenhang stehenden Kosten vom Ei-
gentimer / Vorhabentrager getragen werden, ist die Einplanung von Haushaltsmitteln hierfir
nicht erforderlich.

6. Hinweise aus der Sicht der Fachplanung

LSW Netz GmbH & CO.KG - vom 06.04.21
Durch das Gebiet verlaufen Stromhausanschlisse der derzeit bestehenden Gebaude, die
bei den MalRnahmen entsprechend beachtet werden missen. Uber eine Stilllegung ist die
LSW Netz GmbH & Co. KG fruhzeitig zu informieren.
Zur bedarfsgerechten ErschlieBung des neuen Gebietes mit Strom und Gas sind durch den
Vorhabentrager frihzeitig etwaige Leitungsbedarfe zu ermitteln und mit uns abzustimmen.
Anmerkung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und durch Aufnahme in die Begriindung
zum B-Plan beachtet.

WEB - vom 29.04.21
Die Grundstlicke sind an die 6ffentliche Kanalisation angeschlossen. Eine Erhéhung der ab-
zuleitenden Niederschlagsmenge ist nicht méglich. Die Versickerung des Niederschlagswas-
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sers auf den Grundstlicken ist zu bevorzugen. Ggf. ist ein Uberflutungsnachweis nach DIN
im Rahmen des Entwasserungsantrages zu erbringen.
Anmerkung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und durch Aufnahme in die Begriindung
zum B-Plan beachtet.

Landkreis Gifhorn - ohne Datum
Kreisarchaologie
Der B-Plan umfasst den Bereich der 1566 erstmals erwdhnten Wassermihle einschliel3lich
des historischen Muhlenteichs. Bei Erdarbeiten in diesem Bereich ist dringend mit dem Auf-
treten archaologischer Bodenfunde zu rechnen.
Im B-Plan ist eine nachrichtliche Festsetzung zu ibernehmen.
Anmerkung:
Die Hinweise werden durch Aufnahme in den B-Plan und in die Begriindung zum B-
Plan beachtet.
Untere Wasserbehérde
Westlich des Gebaudes Hauptstralle 51A befindet sich ein Teich innerhalb der Baugrenzen.
Eine Veranderung oder Beseitigung des Gewassers bedarf der vorherigen wasserrechtlichen
Planfeststellung bzw. Plangenehmigung nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).
Far eine evtl. Versickerung des Niederschlagswassers ist die Versickerungsfahigkeit des Bo-
dens anhand eines Bodengutachtens nachzuweisen. Alternativ ist ein anderer Entsorgungs-
weg fur das anfallende Niederschlagswasser zu wahlen.
Die Funktionsfahigkeit der Entwasserungsanlagen muss bereits mit Beginn flachenversie-
gelnder Baumalinahmen gewahrleistet sein.
Anmerkung:
Die Hinweise werden durch Aufnahme in die Begriindung zum B-Plan beachtet.

7. Verfahrensvermerk
Die Begrindung hat mit dem dazugehdrigen Bebauungsplan gemal § 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom 30.03.2021 bis 30.04.202106ffentlich ausgelegen. Sie wurde unter
Behandlung/Berlcksichtigung der zum Bauleitplanverfahren eingegangenen Stellungnah-
men in der Sitzung am 23.06.2021 durch den Rat der Gemeinde Jembke beschlossen.
Jembke, den 28.07.2021

L.S.

Gez. Ziegenbein
Blrgermeisterin



	B-Plan
	Verfahrensvermerke
	ÖBV
	Begründung
	INHALTSVERZEICHNIS


